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Corona-Pandemie: erneute Überarbeitung des Infektionsschutzgesetzes 

 

Am 6. Dezember 2021 haben die Fraktionen SPD, Bündnis 90/DIE GRÜNEN sowie die FDP einen                

Gesetzesentwurf zur Bewältigung der Corona-Pandemie vorgelegt. Mit dem „Gesetz zur Stärkung der 

Impfprävention gegen COVID-19 und zur Änderung weiterer Vorschriften in Zusammenhang mit der 

COVID-19-Pandemie“ sollen u. a. bereits von der Politik angekündigte Maßnahmen auf den Weg                  

gebracht werden. Die zweite und dritte Lesung des Gesetzes im Bundestag sollen heute stattfinden. 

In einer Sondersitzung des Bundesrates am gleichen Tag soll abschließend über den Entwurf beraten 

werden. 

  

Wesentliche inhaltliche Neuregelungen: 

  

̶ Der Entwurf sieht u. a. eine Impfpflicht in bestimmten Einrichtungen des Gesundheitswesens ab 

15. März 2022 vor (§ 20a IfSG-E). Betroffene Einrichtungen sind u. a. Krankenhäuser, Vorsorge- 

und Rehabilitationseinrichtungen, Tageskliniken und Rettungsdienste. Personen, die in den            

entsprechenden Einrichtungen oder Unternehmen tätig sind, haben der Leitung der jeweiligen  

Institution einen Impf- oder Genesenennachweis vorzulegen. Alternativ kann auch ein ärztliches 

Attest darüber vorgelegt werden, dass aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen 

das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft werden kann. 

  

̶ Abweichend von der bisherigen Rechtslage sollen Zahnärzte, Tierärzte sowie Apotheker zur 

Durchführung von Schutzimpfungen gegen das Virus berechtigt werden (§ 20b IfSG-E). 

  

̶ Die Bundesländer haben generell die Möglichkeit, eigene Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Dabei 

sind jedoch bestimmte Maßnahmen ausgeschlossen. Der bisher bestehende Katalog soll abgeän-

dert werden. Durch die Änderungen soll nun u. a. klargestellt werden, dass es den Bundesländern 

möglich sein soll, gastronomische Einrichtungen, Freizeit- oder Kultureinrichtungen zu schließen 

sowie die Durchführung von Messen und Kongressen zu untersagen (§ 28a Abs. 8 IfSG-E). 

  

https://www.verband-textil-bekleidung.de/fileadmin/Daten/RS_2021_Recht/re40-21_anlage.pdf
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̶ Die am 30. Juni 2021 ausgelaufene Regelung des früheren § 129 Abs. 3 BetrVG ermöglichte die 

Durchführung von Betriebs-, Teil- und Abteilungsversammlungen sowie Betriebsräteversammlun-

gen und Jugend- und Auszubildendenversammlungen während der COVID-19 Pandemie mittels 

audiovisueller Einrichtungen. Diese Möglichkeit soll aufgrund der wieder ansteigenden Inzidenz-

zahlen und der noch nicht ausreichenden Impfquote durch die neue Regelung des § 129 Abs. 1 

BetrVG wiedereröffnet werden. Zudem soll auch für die Einigungsstelle die zum 30. Juni 2021 

ausgelaufene Möglichkeit nach dem früheren § 129 Abs. 2 BetrVG wieder geschaffen werden, Be-

schlüsse auch in einer Sitzung mittels einer Video- und Telefonkonferenz fassen zu können. Dabei 

kann sowohl eine Zuschaltung einzelner teilnahmeberechtigter Personen als auch die Durchfüh-

rung ausschließlich per Video- und Telefonkonferenz erfolgen. 

  

Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände wurde am 8. Dezember 2021 als                 

Sachverständige zu dem Gesetzesentwurf angehört. Ihre Stellungnahme finden Sie angehängt.  
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